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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 5 RS 41/12 B 
 
L 5 RS 262/12 (Sächsisches LSG) 
S 33 R 1125/08 (SG Dresden) 
 
 
 
………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………………..,  
 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Januar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r  

und den Richter K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 4. September 2012 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 4.9.2012 hat das Sächsische LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeit vom 1.3.1975 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum Zusatzversorgungssystem 

der technischen Intelligenz sowie der in diesem Zeitraum erzielten Entgelte im 

Zugunstenverfahren verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem ihm am 14.9.2012 zugestellten Urteil hat der 

Kläger am 19.9.2012 beim BSG Beschwerde eingelegt. Mit am 12.12.2012 beim BSG 

eingegangenem Schriftsatz vom selben Tag hat der Kläger wegen Versäumung der 

Beschwerdebegründungsfrist einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gestellt. 

Gleichzeitig hat er die Beschwerdebegründung vorgelegt, mit der er sich auf das Vorliegen von 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG beruft. 

 

Ob die Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 67 SGG we-

gen Versäumung der am 14.11.2012 abgelaufenen zweimonatigen Beschwerdebegründungs-

frist (vgl § 160a Abs 2 S 1 iVm § 64 Abs 2 SGG) vorliegen, kann dahinstehen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist jedenfalls unzulässig, weil sie nicht 

formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht 

den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Krite-

rien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der 

Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund 

der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die 

Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung 

erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; 

ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche 

Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu 

legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen 

Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger macht geltend, das LSG habe den Rechtssatz aufgestellt, bei einem Baubetrieb sei 

die betriebliche Voraussetzung nur dann erfüllt, wenn eine bestimmte Anzahl von Gebäuden er-

richtet worden sei. Damit weiche das Berufungsgericht von dem Urteil des BSG vom 9.5.2012 

ab, nach dem der versorgungsrechtliche Begriff der Massenproduktion in quantitativer Hinsicht 

allein durch die potentielle Unbegrenztheit der betrieblichen Produktion gekennzeichnet sei. 

 

Mit diesem Vorbringen hat der Kläger bereits die höchstrichterliche Entscheidung, von der das 

LSG abgewichen sein soll, nicht hinreichend bestimmt bezeichnet. Die Entscheidung des BSG 

- oder eines der sonstigen in § 160 Abs 2 Nr 2 SGG genannten Gerichte -, von der das Beru-

fungsgericht angeblich abgewichen ist, muss so bezeichnet sein, dass sie ohne große Schwie-

rigkeiten auffindbar ist; dies ist grundsätzlich nur dann der Fall, wenn Datum und Aktenzeichen 

oder die Fundstelle der Entscheidung genannt werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). Keines-

falls genügt es, dass die Beschwerde - wie hier - lediglich eine höchstrichterliche Entscheidung 

mit Datum angibt (vgl Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, S 139 Rz 393 

mwN). 

 

Soweit der Kläger möglicherweise auch eine Divergenz zu den Urteilen des BSG vom 

9.10.2012 - B 5 RS 5/11 R und B 5 RS 5/12 R - rügen will, versäumt es die 

Beschwerdebegründung jedenfalls aufzuzeigen, dass das Berufungsurteil auf der geltend 

gemachten Divergenz beruht, dh eine entscheidungserhebliche Divergenz vorliegt (vgl 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX 

RdNr 82). Dies ist nur dann der Fall, wenn die angefochtene Entscheidung bei Zugrundelegung 

des Rechtssatzes, von dem angeblich abgewichen ist, anders hätte ausfallen müssen 

(Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 15 mwN). Kann 

mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass der geltend gemachte 

Anspruch unabhängig von der geltend gemachten Divergenz womöglich am Fehlen einer 

weiteren Anspruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt es an der Darlegung der 

Entscheidungserheblichkeit (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). 
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Ob eine Divergenz entscheidungserheblich ist, kann generell nur auf der Grundlage bereits ge-

troffener Feststellungen beantwortet werden. Dagegen kann die Revision wegen Divergenz 

nicht zugelassen werden, wenn das Berufungsgericht eine Tatsache, die für den geltend 

gemachten Anspruch erheblich sein würde, noch nicht festgestellt hat und damit nur die 

Möglichkeit besteht, dass die Divergenz nach Zurückverweisung der Sache an das 

Berufungsgericht und nach weiterer Sachverhaltsaufklärung entscheidungserheblich werden 

kann (vgl BSG vom 10.11.2008 - B 12 R 14/08 B - Juris mwN). 

 

Die vom Kläger geltend gemachte Divergenz ist lediglich dann entscheidungserheblich, wenn 

das LSG alle erforderlichen tatsächlichen Umstände festgestellt hat, um das Vorliegen sämtli-

cher Anspruchsvoraussetzungen bejahen zu können. Ein Anspruch des Klägers auf 

Feststellung der Zeit vom 1.3.1975 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zum 

Zusatzversorgungssystem der technischen Intelligenz einschließlich der in diesem Zeitraum 

erzielten Entgelte ist nur dann zu bejahen, wenn neben der betrieblichen Voraussetzung auch 

die persönliche und die sachliche Voraussetzung erfüllt sind. 

 

Hierzu trägt der Kläger lediglich vor, dass allein das Vorliegen der betrieblichen Voraussetzung 

im Streit stehe bzw er berechtigt sei, die Berufsbezeichnung "Ingenieur" zu führen und auch am 

30.6.1990 als Betriebsteilleiter eine entsprechende Tätigkeit ausgeübt habe. Dass das LSG 

derartige Feststellungen getroffen hat, lässt sich der Beschwerdebegründung indes nicht 

entnehmen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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